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Delegiertenversammlung, Teil 2

Optimismus und Kritik
Im Rahmen des Ver-
bandstages am 14. und 
15. Juni in Villingen-
Schwenningen führte die 
handwerkliche Interes-
senvertretung auch ihre 
Delegiertenversammlung 
durch. Hierzu hatten sich 
die Vertreter der Innun-
gen aus Baden-Württem-
berg zusammengefunden.

Der ,Sanierungsfall 
Deutschland‘ bedeute für 
die SHK-Betriebe vor 

allem eines: dauerhaft hohe Steu-
ern“, mit dieser Feststellung er-
öffnete Manfred Stather seine 
Einschätzung der Lage auf der 
diesjährigen Delegiertenver-
sammlung. Der Vorsitzende  
des Fachverbandes Sanitär-Hei-
zung-Klima Baden-Württem-
berg machte einen eindeu-
tigen wirtschaftlichen Auf-
wärtstrend in der Branche aus, 
war aber mit den politischen 
Rahmenbedingungen nach 
wie vor nicht zufrieden.

Tendenziell  
optimistisch

Die Auftragsbücher der 
Betriebe füllen sich lang-
sam wieder – das Jahr 
2005 schloss die Branche 
mit einem Umsatzplus 
von 2,5 Prozent ab. Ge-
tragen ist dieser Auf-
schwung in erster Linie 
durch die regenerativen 
Energien, die im ver-
gangenen Jahr zwei-
stellige Zuwachsraten 
verbuchten. Dass die-
se Zuwächse vor al-
lem durch Moderni-
sierungen und Reno-
vierungen bedingt 

sind, zeigte der Blick des Haupt-
geschäftsführers, Dr. Hans B. 
Klein, auf die Wohnungsbausta-
tistiken. Die Zahl der fertig ge-
stellten Wohnungen sank im ver-
gangenen Jahr wiederum um 5,7 
Prozent. 
„Tendenziell optimistisch!“ 
schätzten die SHK-Betriebe die 
kommenden Monate ein, so 
Klein in der Delegiertenver-
sammlung. 92 Prozent der Be-
triebe beurteilten – nach einer 
Umfrage des Fachverbandes – 
die wirtschaftliche Situation mit 
gleich bleibend oder besser wer-
dend. Noch positiver blickten die 
Ofen- und Luftheizungsbauer in 
die Zukunft: Hier rechnet zur Zeit 
kein Betrieb mit einer Verschlech-
terung. Geboren wurde dieser 
Optimismus im letzten Quartal 
2005, seitdem verzeichnet die 
Branche wieder deutliche Zu-
wächse. „Verglichen mit den 
Zahlen vor 2001 haben wir aller-
dings noch einen weiten Weg 
vor uns“, urteilte der Hauptge-
schäftsführer.
Nach wie vor Sorge bereitet der 
Berufsorganisation der Rückgang 
der Beschäftigten. Trotz des wirt-
schaftlichen Aufwindes ging die 
Zahl der Beschäftigten erneut 
zurück. Ein Beweis für den politi-
schen Bankrott der Novellierung 
der Handwerksordnung, stellte 
Stather klar. Der Fachverband 
fordere die versprochene Evalu-
ierung der Gesetzesänderung. 
Zwar sei die Zahl der Betriebe 
durch die Altgesellen-Regelung 
gewachsen, doch das Wunder 
auf dem Arbeitsmarkt ließe auf 
sich warten. Besonders unver-
ständlich ist dem Berufsverband 
nach wie vor die Herausnahme 
der Behälter- und Apparatebauer 
aus der meisterpflichtigen Anla-
ge A der Handwerksordnung. 
Das Gefahrenhandwerk par ex-
cellence verbuchte im vergange-
nen Jahr Zuwachsraten von über 
50 Prozent. Eine Entwicklung die 

der Fachverband mit deutlicher 
Sorge betrachte, so Stather.

Optimierung durch EAN

Druck aufbauen möchte Stather 
gegenüber den Großhändlern 
bezüglich der Verwendung der 
Europäischen Artikelnummer 
(EAN). Nach einer Umfrage des 
Zentralverbandes wird die Num-
mer von den meisten Herstellern 
verwendet und auch an die 
Großhändler weitergegeben. 
Dort bleibt sie allerdings oftmals 
hängen. Während die Groß-
händler den Vorteil der einheitli-
chen Nummerierung durchaus 
zu schätzen wüssten, forderten 
sie von den Betrieben oftmals die 
Verwendung von hauseigenen 
Nummerierungen. „Damit ge-
hen unseren Betrieben wesentli-
che Optimierungschancen verlo-
ren.“ Stather forderte die Dele-
gierten auf, den Druck auf die 
Großhändler zu erhöhen.

Energieausweis –  
die endlose Diskussion

Wann kommt der Energieaus-
weis und wer darf ihn erstellen? 
Diese Fragen beschäftigen seit 
etlicher Zeit die Berufsorganisati-
on. Nach einem inoffiziellen Ent-
wurf der Energieeinspar-Verord-
nung ist ein Wahlrecht des Ver-
brauchers zwischen Verbrauchs- 
und Bedarfsausweis vorgesehen. 
Dieses Wahlrecht befindet sich 
allerdings noch in der politischen 
Diskussion. Aus Sicht des SHK-
Handwerks sei der Bedarfsaus-
weis die bessere Alternative, so 
Stather. Grundsätzlich erfülle der 
Entwurf eine wesentliche Forde-
rung des Fachverbandes, indem 
er auch SHK-Handwerkern die 
Erstellung der Ausweise erlaube. 
Noch ständen allerdings die Vor-
aussetzungen, die ein Handwer-
ker hierbei erfüllen müsse, nicht 
konkret fest. Die bisherigen Plä-
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ne, auch die einfachen Ver-
brauchsausweise, bei denen der 
Energieverbrauch der vergange-
nen drei Jahre in den Computer 
getippt werden müsste, nur nach 
einem 120-stündigen Lehrgang 
erstellen zu lassen, hält der Fach-
verband für deutlich überzogen. 
Dietmar Zahn, Referatsleiter 
Technik im Fachverband, ging 
auf dieses Thema bei der Fach-
tagung näher ein.

Zur politischen  
Grundsatzarbeit

Im Vorfeld erfolgreich setzte sich 
der Fachverband auch gegen ers-
te Pläne kommunaler Verwal-
tungen ein, die das Heizen mit 
Festbrennstoffen in Neubauge-
bieten grundsätzlich untersagen 
wollten. Worum ging es? Im Zuge 
der Feinstaubproblematik ermit-
telten Experten, dass die Verbren-
nung von Festbrennstoffen – also 
Holz – die Feinstaubemission er-
höhe. Vergessen wurde dabei, 
dass moderne Holzpellethei-
zungen mit zu den umweltfreund-
lichsten Heizsystemen überhaupt 
gehören. Der Feinstaub werde 
durch veraltete Heizanlagen ge-
fördert, die man durch ein Verbot 
in den Bebauungsplänen nicht 
abschalte, so Stather. Der Vorsit-
zende bot den Innungen die Hilfe 
des Fachverbandes an, falls in  
ihren Kommunen ähnliche Pläne 
bekannt werden. 

Zur grundsätzlichen Aufgabe des 
Fachverbandes zähle die Interes-
sensvertretung gegenüber der 
Politik und der Wirtschaft, argu-
mentierte Klein gegenüber den 
Delegierten. In diesem Zusam-
menhang sei die Berufsorganisa-
tion auch durch das Engagement 
des Vorsitzenden in zahlreichen 
Gremien der Wirtschaft gut auf-
gestellt. Ein Ergebnis dieser oft 
langwierigen Arbeit seien bei-
spielsweise die Aufnahmen meh-
rere Forderungen des Fachver-
bandes in die Novellierung der 
Gemeindeordnung. Durch das 
verschärfte Subsidiaritätsprinzip 
werden die kommunalen Versor-
ger grundsätzlich wieder auf ihr 
Kerngeschäft, die Versorgung 

mit Wärme, beschränkt. Die 
Konkurrenz der Stadtwerke beim 
Einbau der Heizanlagen wird 
deutlich eingeschränkt.

Berufsgenossenschaften 
in der Kritik

Mit dem Thema Berufsgenossen-
schaften (BG-Bau) stand ein hei-
ßes Eisen auf der Tagesordnung 
der Delegiertenversammlung. Im 
Zuge der immer weiter gestiege-
nen Lohnzusatzkosten seien Bei-
tragssteigerung im zweistelligen 
Prozentbereich von den Betrie-
ben schlichtweg nicht mehr zu 
verkraften, stellte Stather klar. In 
der Öffentlichkeit so gut wie 
nicht wahrgenommen, da nur die 
Arbeitgeber Beiträge zahlten, 
 habe sich hier eine existenzge-
fährdende Kostenspirale entwik-
kelt. Die Forderungen des Fach-
verbandes: Beschränkung auf 
das Kernrisiko – also Herausnah-
me der privaten Wegeunfälle und 
der Schwarzarbeit, Beschränkung 
der Rentenzahlungen auf die Le-
bensarbeitszeit, verstärkte Zah-
lung von Abfindungen statt Ren-
ten bei leichteren Verletzungen 
sowie die Anpassung an das all-
gemeine Rentenniveau.
Der Vorsitzende sprach den De-
legierten bei diesem Thema aus 
der Seele, während Christoph 
Frick, Direktor der BG Bau Be-
zirksverwaltung Böblingen, bei 
seinen Erklärungen der Beitrags-
erhöhungen einen schweren 
Stand hatte. Zumal sich die Bei-

tragserhöhungen nicht mit den 
statistischen Daten decken. 
Schließlich ist die Zahl der Ar-
beitsunfälle seit Jahren rückläu-
fig. Der Direktor erklärte diese 
Entwicklung mit den seit Jahren 
zurückgehenden Lohnsummen 
bei gleich bleibend hohen Ren-
tenzahlungen. Allerdings musste 
Frick eingestehen, dass sich die 
BG Bau bei der Prognose für 
2006 verkalkuliert habe. Die 
Lohnsummen für das laufende 
Jahr seien bei den Vorschussbe-
scheiden 2006 eindeutig zu nied-
rig angesetzt. Der Beitragsend-
bescheid würde deutlich niedri-
ger ausfallen.
Für die kommenden Jahre pro-
gnostizierte der Direktor der 
Böblinger Bau BG eine Besse-
rung der Lage. Die anstehenden 
Umstrukturierungen in den Bau-
genossenschaften – Reduktion 
der 26 Berufsgenossenschaften 
auf sechs – würden mittelfristig 
zur Beitragsstabilität führen. An-
gestrebt sei außerdem, dass die 
Beiträger der einzelnen Gewerke 
künftig nicht mehr als zwei Pro-
zent differierten – also eine Bei-
tragsangleichung zwischen ge-
fahrenträchtigen und sichereren 
Berufssparten. Aus Sicht des 
SHK-Handwerks sei dies sicher-
lich eine erfreulicher Aspekt. Di-
rektor Frick konnte den Opti-
mismus des Vorsitzenden Sta-
ther, was den politischen Stand 
der Diskussion betraf, nicht der-
zeit teilen. Zwar stände das The-
ma auf der politischen Agenda, 
doch nach wie vor sei die Her-
ausnahme der Wegeunfälle um-
stritten. So hielt die Bund-Län-
der-Arbeitsgruppe Ende Juni 
2006 unverändert an der Beibe-
haltung des Wegeunfallschutzes 
durch die BG fest. Mittelfristig 
rechnet Frick mit einer Entspan-
nung, da Reformen griffen, die 
Rentenzahlungen sich verrin-
gerten und die Leistungen ge-
kürzt wurden. Eine Erklärung, 
der die Delegierten nur wenig 
Glauben schenkten.

Liberalisierung

„Unbundling“ – ein Begriff, den 
kaum einer kennt, zur Zeit aber 
die Stadtwerke stark in Atem 

Der Fachverband ermunterte seine Mitglieder den EAN-Code beim Groß-
handel einzufordern

Fachverband-
vorsitzender 

Manfred Stather 
probierte die 
Werbemittel  

für die Aktion 
„Wohlfühlen in 

Baden-Württem-
berg“ gleich aus
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hält. Im Deutschen häufig mit 
Entflechtung übersetzt, erläuter-
te Michael Woik, zuständiger Be-
reichsleiter beim Bundesverband 
der Gas- und Wasserwirtschaft, 
in der Delegiertenversammlung 
den Prozess, der hinter dem Be-
griff steht. Ausschlaggebend sind 
die Regelungen des Energiewirt-
schaftsrechtes, wonach bis Mitte 
2007 eine Trennung der einzel-
nen Wirtschaftszweige der kom-
munalen Versorger erfolgt sein 
soll. Ziel sei es, einen transparen-
ten, diskriminierungsfreien Zu-
gang der Netze für Dritte zu ge-
währleisten. Lag früher die Ver-
sorgung vom Bohrloch bis zum 
Kunden in einer Hand, wird sich 
dies mit der Liberalisierung des 
Marktes ändern. Nach Yellow 
Strom stehe dann der Markt 
auch Yellow Gas zur Verfügung, 
so Woik. Grundvoraussetzung 
dafür ist die „Entflechtung“ beim 
Gasversorgungsunternehmen
(GVU). Bei einem GVU bis 10 000 
Kunden müssen die Bereiche 
Rohrnetz und Vertrieb organisa-
torisch  getrennt werden. Bei ei-
nem GVU über 100 000 Kunden 
müssen jeweils eigene Geschäfts-
bereiche, zum Beispiel eine Netz-
GmbH und eine Vertriebs-GmbH, 
gegründet werden.

Strukturen des  
Fachverbandes

Neben dem Blick über den Teller-
rand hinaus, standen auch „haus-
eigene Themen“ auf dem Pro-
gramm der Versammlung. Bei 
steigenden Betriebszahlen müs-
sten Innungen und damit auch 
der Fachverband einen weiter 

sinkenden Organisationsgrad 
feststellen, bilanzierte der Haupt-
geschäftsführer. Die aktive Teil-
nahme an Großveranstaltungen 
oder auch an der Aktion „Wohl-
fühlen in Baden-Württemberg“ 
rücke die Innungen vermehrt in 
den Blickpunkt. Eine über ihre 
Mitgliedsbetriebe hinaus be-
kannte Innung, habe einen leich-
teren Stand bei der aktiven Mit-
gliederwerbung.
Beste Gelegenheit den Bekannt-
heitsgrad zu steigern, biete vom 
22. bis 24. September 2006 die 
landesweite Aktion „Wohlfüh-
len in Baden-Württemberg“. 
Bereits zum zweiten Mal organi-
siere der Fachverband die Kam-
pagne mit Hilfe von Koopera-
tionspartnern aus dem Groß-
handel und der Industrie. Lan-
desweit sollen Veranstaltungen 
und Events das Vertrauen zum 
SHK-Fachbetrieb stärken, das 
Image des Handwerks in der Öf-
fentlichkeit erhöhen sowie des-
sen Leistungspalette beim Ver-
braucher bekannter machen, so 
Rolf-Peter Kress, Referent des 
Fachverbandes. Nach der er-
folgreichen Premiere im vergan-
genen Jahr, hofft der Fachver-
band wiederum auf eine hohe 
Akzeptanz bei den Betrieben 
und Innungen, damit sich diese 
Veranstaltung als Highlight der 
Branche etabliert. 
Mehr Einsatz mahnte Klein auch 
im Bereich der Fachgemein-
schaften an. Mit der Schaffung 
der Fachgemeinschaften Ge-
bäudetechnik und Ausbau habe 
der Fachverband die Vorausset-
zung für die Erschließung ge-
werkeübergreifender Geschäfts-

felder geschaffen, nur nutzten 
bisher zu wenige Mitgliedsbe-
triebe das Angebot. Hier stelle 
sich irgendwann die Frage der 

Effizienz. Die Zukunft des SHK-
Handwerks läge eindeutig im 
Bereich der Kooperation. Dabei 
müsse jeder Betrieb nach dem 
Grundsatz arbeiten „Wir ma-
chen alles für den Kunden!“, so 
Stather. Natürlich könne ein Be-
trieb in der Regel nicht alle Aus-
baugewerke abdecken, doch 
Kooperationen oder eben Fach-
gemeinschaften ermöglichten 
ein breites Angebotsspektrum 
und damit einen klaren Wettbe-
werbsvorteil.
Kein Fragezeichen stand über 
den Einsatz der verabschiedeten 
Obermeister, die nach langjähri-
gem Engagement in den „eh-
renamtlichen“ Ruhestand gin-
gen.

Verabschiedung der Obermeister: (v.  l.) Vorstandsvorsitzender Stather, Heinz Keil (SHK Sinsheim), Karl Fässler 
(OL Ortenau), Sieghard Marquardt (OL Mittlerer Neckar) und Hauptgeschäftsführer Dr. Klein

Solarthermie und Photovoltaik sind bei diesem Beispiel fachgerecht in 
optisch ansprechender Form auf dem Dach platziert

❯ Photovoltaik ❮

Seminar rund um 
das Zukunftsfeld
Neben der Heiztechnik gibt der 
Einsatz von Photovoltaikanlagen, 
dem Verbraucher die Möglichkeit 
umweltfreundlichen Strom zu 
produzieren. Durch staatliche und 
kommunale Zuschüsse gefördert 
und auf Grundlage des Erneuer-
baren-Energien-Gesetzes vergü-
tet, findet der Solarstrom immer 
mehr Anhänger. Wie attraktiv 
dieses Geschäftsfeld ist, beweisen 
die Zahlen der vergangenen zwei 
Jahre. Seit 2004 sind bundesweit 
über 10  000 mittelständische Ar-
beitsplätze durch Photovoltaikan-
lagen entstanden. Im vergan-
genen Jahr erwirtschaftete die 
Branche insgesamt 3,75 Milliar-
den Euro Umsatz. SHK-Betriebe 

gehören neben den Elektrikern 
und den Dachdeckern zu den 
kompetenten Ansprechpartnern 
bei Fragen zu Solarstrom. 
Energetische Sanierungen beim 
Eigenheim werden vom Verbrau-
cher immer öfter mit dem Einsatz 
regenerativer Energien gekoppelt. 
Wer hier richtig beraten und kom-
petent Auskunft geben will, sollte 
die Grundlagen beherrschen. Das 
vom Fachverband am 21. Okto-
ber 2006 organisierte Seminar in 
Ulm vermittelt Basiswissen in Sa-
chen Photovoltaik. Technik steht 
genauso auf der Tagesordnung 
des Referenten Dr. Uwe Hart-
mann (DGS) wie rechtliche und 
wirtschaftliche Rahmenbedin-
gungen. Die Kosten betragen für 
Innungsmitglieder 130 Euro für 
Nichtinnungsmitglieder 195 Euro. 
Mehr hierzu unter www.fvshkbw.
de/Fortbildung.


